






?<■eLall weist den Weg

Bremer Gewerkschaftstag für alle Arbeitnehmer bedeutsam

Kein Nachlassen im Kampf gegen Notstandsgesetze

Die Industriegewerkschaft Metall hat auf ihrem 8. ordentlichen Gewerkschaftstag
im September in Bremen ihr Programm für die nächsten Jahre beschlossen. Es ist
ein umfassendes Programm, von den kultur-, sozial- und wirtschaftspolitischen
Leitsätzen bis hin zu den Fragen der allgemeinen Politik. Der Umstand, daß der
Gewerkschaftskongreß bis wenige Tage vor der Bundestagswahl konferierte,
hat ihm besonderes politisches Gewicht gegeben. Daß die Wahl inzwischen
anders ausgegangen ist, als es die Gewerkschafter im allgemeinen erwarteten,
ändert nichts an der Aktualität der Bremer Beschlüsse. Im Gegenteil, diese
Beschlüsse, die ein für die gesamte Arbeitnehmerschaft akzeptables Regierungs­
programm abgeben könnten, gilt es jetzt mit dem größten Nachdruck der Zwei-
Millionen-Gewerkschaft den verantwortlichen Politikern in Bonn ins Bewußtsein
zu bringen.

Es gehört keine Prophetie dazu, vor­
auszusagen, daß der neue Bundestag
in kürzester Frist bei den Notstands­
gesetzen dort anknüpfen wird, wo der
alte aufhören mußte. Auch die sozial­
demokratische Bundestagsfraktion
dürfte ihre Mitwirkung dabei noch un­
gehemmter zu demonstrieren versu­
chen als in der abgelaufenen Legis­
laturperiode. In diesem Zusammmen-
hang ist die in Bremen verabschiedete
Entschließung gegen Notstands- und
Notdienstgesetze von Bedeutung, in
der die IG Metall ihre bisherige ab­
lehnende Haltung zu diesem Gesetzes­
komplex nochmals bekräftigt und an­
kündigt, „die Grundrechte und Prin­

zipien des Grundgesetzes gegen jeden
Angriff zu verteidigen“.

Die neugewählten (und zum größ­
ten Teil alten) Volksvertreter im
Bundesparlament mögen sich diese
Aussage zu Herzen nehmen. Sie
riskieren, wenn sie auf dem be­
schrittenen Wege des Abbaus de­
mokratischer Grundrechte weiter­
gehen, ernste Konflikte mit Hun­
derttausenden Gewerkschaftern, die
nicht nur in papierenen Dekla­
mationen ihren Ausdruck finden
dürften. Sowohl die verantwort­
lichen Funktionäre der IG Metall
als auch zahlreiche Diskussions­
sprecher gaben zu erkennen, daß
die Gewerkschaft in dieser Frage
keinen Spaß verstehen werde.

Allerdings enthält die Bremer Ent­
schließung zur Notstandsgesetzgebung
nicht mehr jene Formulierung, um die
gerade die IG Metall auf dem hanno­
verschen DGB-Kongreß so hartnäckig
gerungen hatte, nämlich, daß die Ge­
werkschaften „jede zusätzliche gesetz­
liche Regelung" des Notstandes ab­
lehnen. In der Bremer Entschließung
findet sich der Satz:

„Die Gewerkschaften lehnen weiterhin

konsequent jede Notstandsgesetz­

gebung ab, welche die demokratischen
Grundrechte einschränkt und beson­
ders das Versammlungs-, Koalitions­

und Streikrecht der Arbeitnehmer und
ihrer gewerkschaftlichen Organisatio­

nen bedroht.“

Man kann in dieser Formulierung die
illusionäre These von den „demokra­
tischen" und „entschärften" Notstands­
gesetzen vermuten. Möglicherweise 
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handelt es sich dabei um ein Zuge­
ständnis an den SPD-Parteivorstand,
das Otto Brenner und seinen Vor­
standskollegen mit der Aussicht auf
eine sozialdemokratische Regierungs­
bildung in Bonn abgerungen wurde.
Aber daraus wurde bekanntlich nichts,
und jedes Notstandsgesetz und jede
Verfassungsänderung, die in Bonn über
die parlamentarische Bühne gehen
sollte, würde die Machtfülle einer Exe­
kutive und von Ministern stärken,
deren Gewerkschaftsfeindlichkeit ja
kein Geheimnis mehr ist (besonders
nicht nach diesem Wahlkampf).

Die IG Metall hat darum allen
Grund, mit unverminderter Härte
auf die Verhinderung dieser Ge­
setze hinzuwirken. Der Bremer Be­
schluß gibt dafür eine ausreichende
Handhabe. Auch haben Otto Bren­
ner und sein Stellvertreter Alois
Wöhrle mit deutlichen Worten zu
verstehen gegeben, daß die Indu­
striegewerkschaft Metall unver­
ändert bereit ist, jedem Versuch,
die Demokratie abzubauen, tat­
kräftig entgegenzutreten.

Gelegentlich vermittelte der 8. Ge­
werkschaftstag dem Beobachter den
Eindruck, daß manche Akzente in der
politischen und gesellschaftskritischen
Aussage schärfer gesetzt worden
wären, hätte man nicht bei allem, was
man tat, erwogen, daß aus den Wah­
len am 19. September vielleicht eine
sozialdemokratische Bundesregierung
hervorgehen könnte.

Dieser Eindruck wird auch durch die
Behandlung des Antrags 42 zur Wirt­
schaftspolitik bestärkt, der durch An­
nahme der vom Vorstand eingebrach­
ten Entschließung IX zur Eigentums­
bildung für erledigt erklärt wurde. In
Antrag 42 wird in Übereinstimmung
mit dem Grundsatzprogramm des DGB
gesagt:

„Der Gewerkschaftstag bestätigt er­

neut den Anspruch aller Arbeitneh­
mer zur Umverteilung der bisher ein­
seitig gebildeten Vermögen.“ Dagegen
vertritt die Vorstandsentschließung
die vom SPD-Parleivorstand tolerierte
und auf dem Düsseldorfer außerordent­
lichen DGB-Kongreß von Georg Leber
mit Eifer vorgetragene These, wonach
der „Anspruch aller Arbeitnehmer auf 

eine angemessene Beteiligung an der
sich laufend vollziehenden volkswirt­
schaftlichen Vermögensbildung" be­
kräftigt wird. Die Abweichung von der
bisherigen Haltung der IG Metall und
vom DGB-Grundsatzprogramm ist un­
verkennbar.

Verwundert hat auch, daß der Antrag
des Jugendausschusses, den 1. Sep­
tember wieder alljährlich in würdiger
Form als Antikriegstag zu begehen,
nur als Material an den Vorstand ver­
wiesen wurde. Dagegen ist in der Ent­
schließung Nr. V zur Abrüstung und
atomaren Gefahr eine unmißverständ­
liche Stellungnahme gegen die Aus­
rüstung der Bundeswehr mit Atom­
waffen enthalten. Mit Schärfe wendet
sich der Gewerkschaftslag gegen Pläne,
an der Grenze zwischen der Bundes­
republik und der DDR einen Sperr­
gürtel mit Atomminen anzulegen. Statt
dessen werden von der Bundesregie­
rung und den Parteien eigene Ab­
rüstungsinitiativen verlangt. In diesen
Lebensfragen hat sich der 8. Gewerk­
schaftstag der IG Metall zum Sprecher
des ganzen deutschen Volkes, nicht
nur der Arbeitnehmer, gemacht.

Unzureichend ist die Aussage des Ge­
werkschaftstages in jenen Bereichen,
die man so gern als die „großen Ta­
bus" im DGB bezeichnet. Da ist zum
Beispiel der auch unter diesem Blick­
winkel harmlose Antrag 26 der Ver­
waltungsstelle Ludwigsburg, in dem
festgestellt wird, daß es Aufgabe der
Gewerksdiafter sein müsse, Brücken
auch zu unseren östlichen Nachbarn zu
schlagen (womit beileibe nidit die DDR
gemeint war). Man müsse die Vor­
behalte abbauen, heißt es weiter dar­
in, um schließlich eine „Kontaktauf­
nahme von Mensch zu Mensch und zu

den Organen in den Ländern Mittel­
und Osteuropas“ zu empfehlen. Dieser
Antrag wurde auf Empfehlung der An­
tragskommission als Material an den
Vorstand überwiesen; das in einem
Augenblick, als der OTV-Vorsitzende
Heinz Kluncker gerade von seinem
ersten und erfolgreidien Kontakt-
gesprädi mit tschechoslowakischen,
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polnischen und sowjetisdien Gewerk­
schaftern aus der CSSR zurückgekehrt
war. Es muß jedoch gesagt werden,
daß auf früheren Gewerkschaflstagen
der IG Metall derartige Anträge rund­
weg der Ablehnung verfallen sind.
Nunmehr gibt es jedoch Anzeichen, die
auf eine zeitgemäße Überprüfung des
bisherigen Standpunktes hinweisen.

Unbefriedigend ist audi die Stellung­
nahme zur Deutschlandpolitik. Mit der
politisdi hochbrisanten und auch von
den West-Alliierten nicht gebilligten
Forderung der Entschließung zu Berlin
und zur Wiedervereinigung Deutsch­



lands, die Bindungen West-Berlins „als
Teil der Bundesrepublik" weiter aus­
zubauen und dort weiterhin Bundes­
tagssitzungen abzuhalten, wird der
Teil der Deutschland - Entschließung
wieder fragwürdig, in dem das Passier­
scheinabkommen und die Fortsetzung
dieser Politik der kleinen Schritte be­
grüßt werden. Die menschlichen Bin-
dungenzwischen beidenTeilen Deutsch­
lands nicht abreißen zu lassen und mit
allen Kräften für eine Politik der Ent­
spannung und Verständigung einzu­
treten, sind weitere Forderungen des
Gewerkschaflstages zur Deutschland­
politik, denen in naher Zukunft hof­
fentlich auch die konkreten Schritte zu
ihrer Verwirklichung folgen.

Einen Beitrag der Gewerkschaften zur
Lösung des Deutschlandproblems, dem
es nicht so sehr an guten Worten als
vielmehr an guten Taten mangelt,
hatte sich die IG-Metall-Verwaltungs-
stelle Velbert so vorgestellt:

„Der Gewerkschaftstag bekräftigt nach­

drücklich das Recht des deutschen Vol­
kes zur Wiedervereinigung in Freiheit.

Er beauftragt die Delegation der IG

Metall im Bundesausschuß des DGB

und die Delegation der IG Metall zum
nächsten Bundeskongreß des DGB, sich

dafür einzuselzen, daß unter Berück­

sichtigung der realen Bedingungen in

Deutschland und außerhalb Deutsch­
lands der Bundeskongreß des DGB

einen Gesamtplan der Gewerkschaften
erarbeitet mit dem Inhalt und dem

Ziel, die Bemühungen des gesamten

deutschen Volkes zur Wiedervereini­
gung erfolgreich zu erleichtern.“

geben, für das sich der volle Einsatz
lohnt: Lösung der politischen Konflikte
durch Verhandlungen; weltweite Ab­
rüstung und Vernichtung der Atom­
waffen; Abrüstungsinitialiven der Bun­
desregierung,- keine Notstandsgesetze
sowie Verteidigung und Ausbau der
demokratischen Rechte; Schaffung des
sozialen Rechtsstaates, den das Grund­
gesetz fordert; Ausweitung und Siche­
rung der Mitbestimmung der Arbeit­
nehmer in der Wirtschaft; Herabset­
zung des Wahlalters auf 18 Jahre,-
volkswirtschaftliche Rahmenplanung;
stabile Preise; Ausbau der sozialen
Sicherheit des arbeitenden Menschen;
gerechte Beteiligung der Arbeitneh­
mer am volkswirtschaftlichen Ertrag;
Fortsetzung der aktiven Lohnpolitik.

Der mit 396 von 401 abgegebenen
Stimmen (ein großer Vertrauens­
beweis!) wiedergewählle 1. Vorsit­
zende der IG Metall, Otto Brenner, hat
in seinem Hauptreferat bereits zu er­
kennen gegeben, daß sich die IG Metall
nicht auf die nur-soziale Ebene ab­
drängen lassen werde. Wer sich die
Forderungen der Metall-Gewerkschaft
sachlich ansieht, dem wird sehr schnell
klar, daß sie ohne Abstriche berech­
tigt und nur durch Entfaltung sozialer
und politischer Aktivität zu realisie­
ren sind. Dazu die Worte Otto Bren­
ners, die über den Wirkungsbereich
der IG Metall hinaus von allen Ge­
werkschaftern in der Bundesrepublik
beherzigt werden sollten:

„Es gibt für die Gewerkschaften keine
politische Enthaltsamkeit. Wir sind
verpflichtet, zu den großen politischen

Fragen unserer Zeit Stellung zu be­

ziehen. Wir sind und bleiben unab­

hängig. Aber politische Neutralität

kann es für die Gewerkschaften nicht

geben, wenn auch manche Leute sie
uns immer wieder andichten möchten —

Biidungsprogramm der IG Metall

für 6000 Teinehmer

Der Vorstand der Industriegewerk­
schaft Metall hat während des Gewerk­
schaftstages in Bremen das Programm
für die Bildungsarbeit im Jahre 1966
beschlossen. Es sieht im einzelnen vor:
für die bezirkliche Bildungsarbeit 750
Wochenendlehrgänge, 25 Wochenlehr­
gänge und 10 Mädchenseminare; für
die zentralen Internatslehrgänge 258
Lehrgänge mit einer Dauer von drei
Tagen bis zu sechs Wochen. Nach die­
ser Planung können 6000 Mitglieder
der IG Metall im Jahre 1966 an einem
zentralen Lehrgang teilnehmen.

das verträgt sich nun einmal nicht mit
unserer gesellschaftlichen Aufgabe ...

Auch das gehört zum Wandel unserer
Zeit, daß die klassische Arbeiterpartei
zur Volkspartei wird. Dies trägt natür­

lich zu einer stärkeren Betonung der
politischen Aufgaben der Gewerk­
schaften bei. Weil die Parteien für

sich beanspruchen, nicht mehr nur eine
bestimmte Schicht der Bevölkerung zu
vertreten, sondern das ganze Volk,
sind wir erst recht verpflichtet, ihnen

gegenüber unsere Auffassungen mit
Nachdruck gellend zu machen.“ G. S.

Sozialpolitik muß dem Menschen dienen
Die Metaller aus Velbert drangen
mit ihrem Vorstoß für einen neuen
Deutschlandplan des DGB nicht
durch. Aber gerade das ist es, was
zur Zeit einen großen Mangel in
der Gewerkschaftsbewegung der
Bundesrepublik darstellt: es gibt
Pläne und Programme zur Behebung
des Bildungsnotstandes, der Aulo-
mationsfolgen, für die Mitbestim­
mung in der Wirtschaft, für die
internationale Abrüstung und zur
Beilegung der Konflikte in Vietnam
und Kaschmir — und das ist gut
so! —, aber die Gewerkschaften
haben kein Konzept, und schon gar
kein realistisches, für die Über­
windung der Spaltung des eigenen
Landes.

Es ist in den Tagen seit Beendigung
des Bremer Gewerkschaflstages der
IG Metall schon sehr viel darüber ge­
schrieben worden. Die einen waren
des Lobes voll, die anderen haben
sidi die Mäuler zerrissen. Uns kommt
es indessen darauf an, mit positiver
Kritik dort anzusetzen, wo es nötig ist.
Die große gesellschaftspolitische Be­
deutung und das erfolgreiche Gesamt­
ergebnis des 8. Gewerkschaflstages der
IG Metall bleiben ungeschmälert.

Der Bremer Gewerkschaflslag hat den
Metallarbeitern und ihren Kollegen in
anderen Bereichen der Wirtschaft ein
gewerkschaflspolitisches Konzept ge-

Sehr gründlich beschäftigte sich der
8. Gewerkschaftstag der IG Metall auch
mit den Fragen der Sozialpolitik und
der Arbeitssicherheit. Sowohl der Be­
richt des Vorstandsmitgliedes Gerd
Muhr zu diesen Themen als auch die
dazu angenommenen zwei Entschlie­
ßungen und 20 Einzelanträge enthal­
ten sachlich begründete, konstruktive
Vorschläge und Forderungen zur Wei­
terentwicklung der Sozialpolitik und
Verbesserung der Arbeitssicherheit.

In der Entschließung Nr. XI, Sozialpoli­
tik, wird festgeslellt, daß die wieder­
holt zugesagle umfassende Sozial­
reform nicht durchgeführt wurde und
es der Bundesregierung und der Mehr­
heit des Bundestages offensichtlich an
einer sozialfortschrittlichen Gesamt­
konzeption fehlt. Als vorrangig wer­
den umfassende Maßnahmen zur Er­
haltung und Wiederherstellung der
Gesundheit und regelmäßige ärztliche
Vorsorgeuntersudiungen herausge­
stellt. Begründet wird das mit einem
Hinweis auf den besorgniserregenden
Umfang der Frühinvalidität und die
erhöhte Sterblidikeit der männlichen
Bevölkerung nach dem 30. Lebens­
jahr.

Für die Renten-, Kranken- und Arbeits-
losenversidierung wird die Beseitigung 

aller Versicherungspflichlgrenzen ver­
langt und die Absicht der Bundesregie­
rung, eine solche Einkommensbegren­
zung audi für Arbeiter einzuführen,
noch einmal zurückgewiesen. Die Ent­
schließung erinnert an die immer noch
ausstehende arbeitsrechtliche Rege­
lung der Lohnforlzahlung für Arbeiter
im Krankheitsfalle und fordert eine
zeitgemäße Neuordnung der Kranken­
versicherung. Jede zusätzliche Kosten­
beteiligung wird abgelehnt und statt
dessen eine ausreichende Beitrags- und
Leistungsbemessungsgrenze und Be­
freiung der Krankenversicherung von
sachfremden Leistungen gefordert.

Unter Hinweis auf die technische Ent­
wicklung und Automation wird ein
umfassender Schutz gegen Arbeits­
losigkeit, eine wesentliche Erhöhung
der Leistungsbemessungsgrenze in der
Arbeitslosenversicherung und eine Än­
derung der Berechnungsgrundlagen des
Arbeitslosengeldes, das mindestens
zwei Drittel des letzten Arbeitsein­
kommens betragen soll, verlangt. Für
die Einrichtungen der Sozialversiche­
rung wird die volle Selbstverwaltung
durch die Arbeitnehmer gefordert.

In der Entschließung erneuerte der Ge­
werkschaftslag die Forderung, daß Er­
werbsunfähigkeitsrenten und Alters­
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gen für die herrschenden Kreise in

Bonn zu vorrangigen politischen Fra­

gen. In diesem Sinne ist die staats­

monopolistische Regulierung ein In­

strument, um alle wirtschaftlichen

Kräfte und Ressourcen für den ökono­

mischen Wettbewerb zu mobilisieren,

aber auch um die westdeutsche Wirt­

schaft für die Expansionsziele besser

ausnutzen zu können. Das schließt ein,

daß die wirtschaftlichen und sozialen

Forderungen der Bevölkerung in Schran­

ken gehalten werden und ihre Organi­

sationen, besonders der DGB, einem

wachsenden staatlichen Druck ausge­

setztsind. Nicht zuletzt beweist das die

Notstandsgesetzgebung in umfassen­

der Weise.

Ihrem Inhalt nach ist die gegenwärtige

staatliche Regulierung des Wirtschafts­

lebens der Bundesrepublik eine Profit­

regulierung. Daher erfaßt sie in keiner

Weise die Interessen der gesamten

Gesellschaft. Im Gegenteil! Sie richtet

sich gegen die Mehrheit der Gesell­

schaft. Ihre Grundlage bleibt das Pri­

vateigentum an den Produktionsmit­

teln. Deshalb ist sie aus der Sicht des

historischen Fortsdiritts reaktionär und

in ihrer Wirkung einseitig und be­

grenzt. Nicht zuletzt äußert sich das

darin, daß durch die staatliche Regulie­

rung Anarchie und Konkurrenz nicht

aus der Welt geschafft werden. Aller­

dings treten beide heute in neuen For­

men in Erscheinung. So z. B. in dem

Kampf der einzelnen Konzerngruppen

um den beherrschenden Einfluß im

Staatsapparat und auf die Entsdieidun-

gen der Regierung. Ebenso durdikreu-

zen sidi die einzelnen staatsmonopo-

listisdien Regulierungsmaßnahmen in

ihrer Wirkung, was das sogenannte

„magische Dreieck" der Wirtschafts­

politik: Vollbeschäftigung, Preisstabili­

tät und außenwirtsdiaftliches Gleich­
gewicht hervorruft.

Vor allem gewährleistet die gegenwär­

tige staatliche Regulierung in keiner

Weise, daß die sozialen Bedürfnisse

der Arbeiterschaft und der anderen

werktätigen Schichten, wie höhere Bil­

dung, Maßnahmen zur Schaffung von

Arbeitsplätzen, der Ausbau des Sozial­

und Gesundheitswesens, kurzum die

Gemeinschaftsaufgaben, in einer ent­

sprechenden Art und Weise befriedigt

werden.

Alles das wirft natürlich die Frage auf,

wie sich die progressiven Kräfte ge­

genüber der gegenwärtigen staatlichen

Regulierung verhalten müssen? Zwei­

fellos kann es nicht darum gehen, die

staatliche Regulierung überhaupt abzu­

schaffen. Die heutige staatsmonopo­

listische Regulierung in der Bundes­

republik widerspiegelt, wenn auch in

verzerrter Weise, objektive Erforder­

nisse des erreichten Entwicklungsstan­

des der Produktivität. Die Forderung,

die staatliche Regulierung zu beseiti­

gen, würde von diesem Gesichtspunkt

her „Maschinenstürmerei" sein.

Aber es gehl darum, daß der soziale

Inhalt der gegenwärtigen staatlichen

Regulierung der Wirtschaft der Bun­

desrepublik, ihre Ziele und Motive,

die Art und Weise ihrer Verwirklichung

verändert werden. Heule ist es doch so,

daß jede Maßnahme der Bundesregie­

rung auf wirtschaftlichem Gebiet eine

kleine Schicht privilegiert, und zwar zu

Lasten der großen Mehrheit der Be­

völkerung. Jede dieser Maßnahmen,

sei es in diesem oder jenem Bereich,

berührt zutiefst die Lebenslage der

werktätigen Schichten. Deshalb kann

man sich nicht neutral gegenüber

der staatsmonopolistischen Regulierung

verhallen. Jede steuerliche Maßnahme,
die Struktur der Einnahmen und Aus­

gaben des Staatshaushalts, jede Dis­

position auf dem Gebiet der Geld- und

Kreditpolitik usw. muß kritisch vom

Standpunkt der Interessen der Mehr­

heit der Bevölkerung der Bundesrepu­

blik betrachtet werden. Jede Maßnahme

erfordert ein Gegenprogramm der de­

mokratischen Kräfte, vor allem der Ge­

werkschaften, mit dem Ziel, die Privile­

gien der großen Monopolgruppen ein­

zuschränken. Das ist ein untrennbarer

Bestandteil des Kampfes zur Sicherung

des Grundgesetzes und zugleich eine

Vorstufe für eine demokratische Wirt­

schaftsregulierung als Alternative zur

staatsmonopolistischen Regulierung.

Entschließungen des Gewerkschaftstages der IG Metall

Entschließung zur allgemeinen Gewerkschaftspolitik

Die im deutschen Gewerkschaftsbund vereinten Gewerk­
schaften haben ihre gesellschaftlichen Ziele im neuen Grund­
satzprogramm von 1963 formuliert. Diese dienen der Ver­
wirklichung der sozialen Demokratie und der vollen Gleich­
berechtigung der Arbeitnehmer in allen Bereichen des öffent­
lichen Lebens. Der 8. Gewerkschaftstag der IG Metall be­
kennt sich nachdrücklich zu diesen Zielen. Er verpflichtet
die Organisation, mit allen Kräften an ihrer Verwirklichung
aktiv mitzuwirken.
Der 8. Gewerkschaitslag bekräftigt den Willen der IG Me­
tall, das neue Aktionsprogramm des DGB zur Grundlage
unserer gewerkschaftlichen Aktivität zu machen. Er ver­
pflichtet alle Mitglieder und Funktionäre, sich für die Ver­
wirklichung der Forderungen des Aktionsprogrammes ein­
zusetzen und seine schrittweise Erfüllung mit allen Kräften
zu fördern. Das Aktionsprogramm weist uns den Weg, auf
dem wir den sozialen Fortschritt gegen alle Widerstände
erfolgreich durchsetzen können . . .

Mit Sorge beobachtet die IG Metall die zunehmende Ten­
denz der Gerichte, besonders der Arbeitsgerichte, in der
sozialen Auseinandersetzung Entscheidungen zugunsten
der Arbeitgeber zu treffen. Verschiedene Urteile der letzten
Zeit beweisen, wie leicht es möglich ist, auf diese Weise die
gewerkschaftliche Bewegungsfreiheit zu behindern. Es be­
steht die Gefahr, daß die Arbeitsrechtsprechung sich in zu­
nehmendem Maße von der sozialen Wirklichkeit entfernt
und ihrem ursprünglichen Auftrag untreu wird, dem Schutz
des sozial Schwächeren zu dienen. Der Vorstand der IG
Metall wird beauftragt, diese Entwicklung aufmerksam zu
verfolgen und ihr entschieden entgegenzuwirken . . .
Nur eine starke, geschlossene, vom Vertrauen der Arbeit­
nehmer getragene Organisation wird imstande sein, die
großen wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben in Angriff
zu nehmen, vor denen wir in den nächsten Jahren stehen.
Deshalb muß die Organisation gestärkt und jeder Arbeit­
nehmer der Metallindustrie von der Notwendigkeit, sich
gewerkschaftlich zu organisieren und Solidarität zu üben,
überzeugt werden. (Auszug)
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Entschließung zu den Notstands- und Notdienstgesetzen

Der 8. Gewerkschaftslag bekräftigt die 1962 in Essen und
auf dem DGB-Kongreß in Hannover gefaßten Beschlüsse
zur Notstands- und Notdienstgesetzgebung. Er bedauert die
Verabschiedung einer Reihe sogenannter einfacher Not­
standsgesetze gegen die Bedenken und Warnungen der Ge­
werkschaften, durch die der Exekutive weitreichende Voll­
machten gegeben werden.

Der Gewerkschaftslag stellt mit Befriedigung fest, daß die
Bundesregierung mit ihrer seit Jahren verfolgten verfas-
sungsündernden Nolstandsgesetzgebung und der Einführung
einer allgemeinen Dienstpflicht bisher nicht zum Ziele ge­
kommen ist. Die Gewerkschaften lehnen weiterhin konse­
quent jede Notstandsgesetzgebung ab, welche die demokra­
tischen Grundrechte einschränkt und besonders das Ver-
sammlungs-, Koalilions- und Streikrecht der Arbeitnehmer
und ihrer gewerkschaftlichen Organisationen bedroht. Nach
wie vor wenden sich die Gewerkschaften vor allem gegen
eine allgemeine Dienstverpflichtung und die dafür erforder­
liche Abänderung des Artikels 12 Absatz 2 des Grund­
gesetzes, der eine allgemeine Zwangsarbeit verbietet.

Die Bundesregierung wendet schon jetzt mit den sogenann­
ten Schubladenverordnungen ein Verfahren an, das sich
außerhalb der Verfassung bewegt. Bei diesen Verordnungen
handelt es sich um einschneidende geheime Bestimmungen,
die teilweise schon heute bei den Länder- und Gemeindebe­
hörden unter Verschluß liegen, um notfalls auf Anordnung
der Bundesregierung schlagartig in Kraft gesetzt zu werden.
Diese Praxis beweist, wie wichtig es ist, daß die Exekutive
keine Vollmachten erhält, die es ihr gestalten, unter Um­
gehung der Legislative die Rechte des einzelnen und ge­
sellschaftlicher Gruppen zu beschneiden. Soweit sie solche
Vollmachten schon hat, müssen sie durch eine entspre­
chende Gesetzgebung beschränkt werden.

Der 8. Gewerkschaftslag sieht sich aus all diesen Gründen
in seiner Ablehnung der beabsichtigten Notstandsgesetz­
gebung bestätigt. Er bekräftigt die mehrfach bekundete Ent­
schlossenheit der Industriegewerkschaft Metall, die Grund­
rechte und Prinzipien des Grundgesetzes gegen jeden An­



griff zu verteidigen. Er erinnert die Abgeordneten des neuen
Bundestages an ihre große demokratische Verantwortung
und fordert sie auf, bestehende Befugnisse der Exekutive
abzubauen, die Kontrollmöglichkeiten des Parlaments zu
erhöhen sowie im Bunde mit den Gewerkschaften, den Ver­
tretern der Wissenschaft und anderen demokratischen Kräf­
ten weiteren Versuchen entgegenzutreten, Grundrechte im
Wege der Notstands- und Notdienstgeselzgebung einzu­
schränken.

Wöhrle: Im Zweifelsfalle — nie!

Die Gewerkschaften haben sich nicht leichtfertig gegen die
Notstandsgesetze ausgesprochen. Mehr als manchem Befür­
worter solcher Gesetze liegt uns an einer stabilen und trag­
fähigen demokratischen Ordnung.
Aber für das Gedeihen unserer demokratischen Ordnung
sind die Notstandsgesetze gefährlich. Dazu kommt, daß die
bestehenden Gesetzes- und Verfassungsbestimmungen voll
ausreichen, um mit jedem wirklichen Notstand fertig zu
werden. Wir erwarten vom neuen Bundestag, daß er jeder
Verfassungsänderung seine Zustimmung versagt, die der
eigentlichen Notstandsgesetzgebung dieTore öffnen könnte.
Ich sage das auch allen, die an der Berechtigung unserer
Haltung etwa Zweifel hegen. Sie Enden auf den Autobahnen
Schilder mit der sehr einprägsamen und richtigen Lebens­
wahrheit: „Im Zweifelsfall — nie!" Die Notstandsgesetze
sind ein solcher Zweifelsfall, in dem es unbedingt heißen
muß: „Nie!" . . . (Aus der Eröffnungsrede)

Entschließung zu Abröstung und atomarer Gefahr

Der 8. ordentliche Gewerkschaftstag wendet sich erneut
gegen die atomare Gefahr und das atomare Wettrüsten m
Ost und West. Er fordert die Bundesregierung und die poli­
tischen Parteien auf, eigene Abrüslungsinitiativen zu ent­
wickeln und auf die atomare Ausrüstung der Bundeswehr
endgültig zu verzichten. Der Plan, an der Zonengrenze oder
anderswo Sperrgürtel aus Alomminen zu errichten, darf
nicht verwirklicht werden. Die militärische Vorbereitung
auf einen Atomkrieg ist kein Mittel zur Verhinderung des
Krieges und zum überleben, sondern ist Vorbereitung zum
Selbstmord. Die Ereignisse der letzten Jahre, die Kuba-
Krise ebenso wie der Krieg in Vietnam, haben immer wie­
der die Gefahr einer allgemeinen Katastrophe heraufbe­
schworen. Der Frieden der Welt kann nur erhalten und die
Gefahr atomarer Zertörung nur dann gebannt werden, wenn
alle Krisen- und Spannungsherde beseitigt und keine Atom­
waffen mehr hergestellt, weitergegeben und benutzt werden.
Deshalb fordert der 8. Gewerkschaftstag erneut:
□  Vernichtung aller Kernwaffenvorräte in Ost und West,
□  Vernichtung und Verbot aller Atomwaffen,
■ Allgemeine, international kontrollierte Abrüstung,
■ Aktivierung der Öffentlichkeit und
■ verstärkte gewerkschaftliche Anstrengungen im Kampf
gegen die atomare Gefahr.

Wöhrle: Der Nationalismus hat sein Haupt erhoben

Bekanntlich hat die Bundesregierung 1952 und 1954 feier­
lich und vertraglich auf Atomwaffen verzichtet. Strauß hat
das mit einem militärischen Versailles zu vergleichen ge­
wagt. Wem dieser Vergleich mit dem am Rande des Bürger­
kriegs vegetierenden Weimarer Deutschland nicht genügt,
dem sagt es Herr Strauß nach Presseberichten noch deut­
licher. Ohne Atomwaffen für die Bundesrepublik sei ein
neuer Führer im Kommen, der Deutschland „Atomwaffen
oder Schlimmeres versprechen und wohl auch verschaffen
würde".
Dieser Ausspruch stammt nun nicht etwa vom ersten besten
Stammtisch um die Ecke. Hier spricht vielmehr der Vor­
sitzende einer großen Regierungspartei in der Bundesrepu­
blik. Solche Auslassungen kann man nicht allein mit den
Übertreibungen eines Wahlkampfes erklären. Mir scheint,
daß es mehr ist und auch mehr sein soll.
Zum ersten Male seit dem Zusammenbruch des 3. Reiches
und seit dem Entstehen der Bundesrepublik hat der deut­
sche Nationalismus, der uns mehr als einmal in die Kata­
strophe führte, hier offen Haupt und Stimme erhoben. Der
Ruf nach Atomwaffen verbarg sich bisher hinter allerlei
Ausreden und Ausflüchten. Heute fordert die politische
Rechte, was sie gestern noch als Verleumdung ihrer angeb-
geblich redlichen Absichten bezeichnet hat.

Die Gewerkschaften können derart schwerwiegende Er­
klärungen namhafter Politiker nicht übersehen. Wir wer­
den die Windrichtung, aus der sich neue Führer ankündi­
gen, genau beobachten müssen! Wer im deutschen Volke
nationalistische Leidenschaft aufzupeitschen versucht, der
stellt die Existenz der Demokratie in Frage. Wer den Ver­
zicht der Bundesrepublik auf Atomwaffen rückgängig
machen will, der verhindert eine international kontrollierte
Abrüstung und beschwört eine Katastrophe herauf.

(Aus der Eröffnungsrede)

Entschließung zur Preispolitik

Der Gewerkschaftstag stellt fest, daß die Preissteigerungen
nicht unvermeidlich sind. Er fordert mit aller Entschieden­
heit, daß nunmehr endlich wirksame Maßnahmen gegen den
Preisauftrieb ergriffen werden. Der Gewerkschaftstag for­
dert, daß
1. die gesamte Preispolitik, ganz besonders die Gestaltung
der von der öffentlichen Hand direkt und indirekt festge­
setzten Preise, zur Stabilisierung des Preisniveaus ein­
gesetzt wird und nicht für einkommens- und finanzpolitische
Sonder Interessen,
2. die öffentlichen Unternehmen aktiv zur Preisbeeinflus­
sung eingesetzt werden,
3. die Preisbindung zweiter Hand verboten wird,
4. die gesetzlichen Bestimmungen gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen so gestaltet werden, daß die Ausnutzung von
Monopol- und Oligopolstellungen zu Lasten der Verbrau­
cher nicht mehr möglich ist,
5. Produktivitätsgewinne in Form von Preissenkungen an
die Verbraucher weitergegeben werden,
6. jede Konzentration, die technisch und volkswirtschaftlich
nicht begründet ist, verboten und das Steuerrecht so um­
gestaltet wird, daß von ihm keine konzentrationsfördern­
den Wirkungen mehr ausgehen,
7. den Verbrauchern durch die Zulassung vergleichender
Werbung, durch vergleichende Warentests und durch eine
umfassende Kennzeichnungspflicht eine vernünftige Ent­
scheidung ermöglicht wird. Die Lebensmittelkontrolie ist
rechtlich und personell auszubauen ...
Der Gewerkschaftstag verurteilt die Schwäche und Taten­
losigkeit der Bundesregierung in der Preispolitik. Er appel­
liert an die Öffentlichkeit, die gewerkschaftliche Forderung
nach Stabilisierung des Preisniveaus zu unterstützen.

(Auszug)

Otto Brenner zur Preispolitik

Das größte aktuelle Problem unserer Wirtschaftspolitik
sind die Preissteigerungen. Seit Jahren schon steht diese
Frage im Vordergrund, aber in der letzten Zeit hat sie deut­
lich an Schärfe zugenommen. Der Preisanstieg hat sich nicht
nur fortgesetzt, sondern sogar beschleunigt. Während früher
die Preissteigerungen jährlich etwa 2 bis höchstens 2,5 Pro­
zent betrugen, wurde die 3-Prozent-Grenze in den letzten
Jahren schon überschritten. Wenn es so weitergeht, muß
man damit rechnen, daß der Preisauftrieb in diesem Jahr
4 Prozent betragen wird . . .
Mit Maßhalteparolen, mit Beschwörungen und Appellen an
die Bevölkerung ist es nicht getan. Diese Methode ist sogar
im höchsten Grade unfair, wenn man bedenkt, daß es Kreise
gibt, für die Luxusjachten, Privatflugzeuge, Villen in der
Schweiz oder in Spanien und ein verschwenderischer Le­
bensstil selbstverständlich erscheinen, ohne daß sich der
Bundeskanzler jemals bemüßigt gefühlt hätte, seine Maß­
halleappelle dorthin zu richten.
Der kleine Mann lebt bestimmt nicht über seine Verhält­
nisse — dazu hat er gar keine Möglichkeit. Ihm aber vor­
zuwerfen, daß er mit seinem schwerverdienten Geld die Ge­
brauchsgüter erwirbt, die unsere Industrie produziert, wäre
der Gipfel der Torheit. Denn davon lebt und gedeiht ja die
Wirtschaft!

Entschließung zur Mitbestimmung

Das Montan-Mitbeslimmungsgesetz von 1951 war eine erste
grundlegende, sozial fortschrittliche Maßnahme auf dem
Weg zur wirtschaftlichen Neuordnung. Es hat neue demo­
kratische Elemente in die Unternehmensorgane gebracht.
Jedoch wird die auf die Unternehmen der Eisen- und Stahl-
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An Partnerschaft nicht zu denken

Langwierige Kämpfe brachten Erfolge in der Tarifpolifik

Zum Gewerkschafstag Textil - Bekleidung in Stuttgart

Als die NACHRICHTEN im Oktober
1963 den Bericht über den letzten Ge­
werkschaftstag der Gewerkschaft Tex­
til — Bekleidung veröffentlichten, ha­
ben wir die Erklärung des damals neu­
gewählten Vorsitzenden, Buschmann,
man wolle einen neuen Stil im Um­
gang mit den Unternehmern pflegen
und die Partnerschaft durch „faire
Verhaltensweise unter gegenseitiger
Achtung" sowie durch gemeinsame
Verantwortung und Versachlichung
der Interessengegensätze untermauern,
mit der Bemerkung kommentiert, daß
die Versuche, sich mit den Unterneh­
merverbänden zu arrangieren, der Ge­
werkschaft Textil — Bekleidung kaum
zugute kommen würden.

Die Realitäten in den zwei Jahren
nach dem Gewerkschaftstag in Han­
nover haben bewiesen, daß wir
recht hatten. Der dem diesjährigen
Gewerkschaftstag, der vom 11. bis
15. Oktober in Stuttgart stattfindet,
vorliegende Geschäftsbericht spricht
von harten Tarifauseinandersetzun­
gen, von Prozessen und von der
Erfahrung, daß die Arbeitgeber das
Angebot der Gewerkschaft auch
nicht im geringsten honoriert haben.
Das Verhältnis zwischen Unterneh­
mern und Gewerkschaft in der Tex­
til- und Bekleidungsbranche hat
sich wesentlich verschlechtert.

Die Gewerkschaft Textil — Beklei­
dung kann aber in der Berichtszeit auf

gute Erfolge ihrer Tarifpolitik verwei­
sen. Im Ringen um die Verbesserung
der Löhne, die Sicherung des Arbeits­
platzes sowie die Aushandlung eines
Ausgleichsbetrages für die Arbeitneh­
mer, die infolge der Rationalisierung
und Automatisierung ihren Arbeits­
platz verloren haben, konnte die Ge­
werkschaft ihre Kampfkraft unter Be­
weis stellen. Mit ihrer Forderung, die
Gewerkschaftsmitglieder in ihrem
Wirtschaftsbereich gegenüber den Un­
organisierten besserzustellen, konnte
sie jedoch nicht durchdringen.

Hierbei ist es durchaus fraglich, ob die­
ser Weg zu einer Verbesserung des
Organisationsverhältnisses führt oder
ob damit die Kluft zwischen organi­
sierten und unorganisierten Arbeit­
nehmern noch weiter aufgerissen wird.
Daß es „unanständig" ist, alle Vorteile
des gewerkschaftlichen Erfolges in An­
spruch zu nehmen, ohne sich selbst als
Mitglied der Gewerkschaft an dem
Kampf um diesen Erfolg zu beteiligen,
darüber braucht man nicht zu sprechen.

Der Vorstand der Gewerkschaft Tex­
til — Bekleidung und die Delegierten
werden bei ihren Beschlüssen in Stutt­
gart von den harten Realitäten aus­
gehen müssen, mit denen sie seit Han­
nover konfrontiert wurden. Nicht Part­
nerschaft, sondern ein unüberbrück­
barer Interessenkonflikt wird die Poli­
tik der Gewerkschaft auch in Zukunft
bestimmen.

Zuwenig Lohn — zuwenig Leute

Post-Gewerkschaftstag kritisiert schlechte Arbeitsbedingungen

Der Beschluß des Gewerkschaftslages
der Deutschen Postgewerkschaft, auf
den Fortfall der Postzustellung an
Sonnabenden hinzuwirken, hat in der
Öffentlichkeit zwar das meiste Auf­
sehen erregt, aber der Wiesbadener
Gewerkschaftskongreß hat noch weil
wichtigere Entscheidungen getroffen:

Die Bundesregierung wurde u. a. auf­
gefordert, sich künftig nachdrücklicher
um die Lösung der deutschen Frage
und um den Abschluß eines Friedens­
vertrages zu bemühen. Weiter forder­
ten die Delegierten die Herabsetzung
des Wahlalters von 21 auf 18 Jahre,
die Einführung der zehnjährigen Schul­
pflicht und die Beendigung der unge­
rechten Einkommens- und Vermögens­
verteilung in der Bundesrepublik; aus­
drücklich forderte der Gewerkschafts­
tag, .alle Volksschichten nicht nur an

der zukünftigen volkswirtschaftlichen

Vermögensbildung, sondern auch an

den bereits gebildeten Vermögen, die
ungerecht verteilt wurden, in geeig­
neter Form teilhaben zu lassen".

Der mit Mehrheit wiedergewählte Vor­
sitzende der Deutschen Postgewerk­
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schäft, Carl Stenger, erklärte den
akuten Personalmangel bei der Post
mit der Tatsache, daß eine Anzahl von
Berufen nicht mehr attraktiv genug
seien So verdiene ein verheirateter
Briefträger ganze 408 DM im Monat.
Die umfangreiche Automation im Be­
reich der Bundespost sei im Grunde
weder dem Poslkunden noch dem Per­
sonal zugute gekommen. Der „Teu­
felskreis“ laute: zuwenig Lohn — zu­
wenig Leute.

In diesem Zusammenhang nannte Sten­
ger die für den 1. Januar 1966 in Aus­
sicht genommene Erhöhung der Be­
amtenbezüge um 4 Prozent völlig un­
zureichend; es seinen 12 Prozent er­
forderlich. Auch die Vergütung für die
bei der Post beschäftigten Arbeiter
und Angestellten müsse angemessen
verbessert werden.

Nach einem Beschluß der 327 Delegier­
ten, die rund 330 000 Mitglieder der
Postgewerkschaft repräsentierten, sol­
len die Gewerkschaftstage künftig
nicht mehr in zweijähriger Folge, son­
dern nur noch alle drei Jahre zusam-
mentreten. -an

Gericht gegen

Gewerkschaft

Die Frage, ob ein zusätzliches Urlaubs­
geld nur für Gewerkschaftsmitglieder
arbeitsrechtlich zulässig ist, die An­
fang September vor dem Landesarbeits­
gericht in Düsseldorf zur Verhandlung
stand, wurde im Grundsatz nicht ent­
schieden. Dennoch fällte das Gericht in
dem Berufungsverfahren gegen die
Gewerkschaft Textil — Bekleidung ein
Urteil, das sich bedenklich in die Kette
zweifelhafter Arbeitsgerichtsurteile der
letzten Zeit gegen verschiedene Ge­
werkschaften einreiht.

Das Gericht bestätigte die schon in
erster Instanz erfolgte Verurteilung
der Gewerkschaft, den Streik in zwei
westfalischen Bekleidungsunterneh­
men zu unterlassen und beiden Firmen
Schadenersatz zu leisten. Die Textil-
Gewerkschafl hatte mit Hilfe des
Streiks für ihre Mitglieder ein zusätz­
liches Urlaubsgeld durchsetzen wollen.

Die Gewerkschaft Textil — Beklei­
dung wird nunmehr das Bundes­
arbeitsgericht anrufen, um klären
zu lassen, ob eine tarifvertragliche
Differenzierung zwischen Gewerk­
schaftsmitgliedern und Unorgani­
sierten mit der geltenden Rechts­
ordnung vereinbar ist. Diese Frage
hat für alle 16 DGB-Gewerkschaften
große Bedeutung, da schon seit Jah­
ren das Problem der Besserstellung
von Gewerkschaftsmitgliedern ge­
genüber den Nichtorganisierten
lebhaft diskutiert und tarifpolitisch
verfolgt wird — bisher jedoch ohne
nennenswerten Erfolg.

Neben der juristischen Seite dieses

Problems verdient aber vor allem die

praktische besondere Beachtung. Ohne

Zweifel würde die Differenzierung in

der Tarifpolitik zwischen gewerk­
schaftlich organisierten und nicht­

organisierten Arbeitnehmern für die
Gewerkschaften einen spürbaren Mit-

gliederzuslrom bringen, was schließlich

auch beabsichtigt ist. Gerade aus die­
sem Grunde wehren sich die Unter­

nehmer so hartnäckig dagegen und

können so ihre alle Gewerkschafts­

feindlichkeit nicht verbergen. Aber die

Gewerkschaften würden durch eine
solche Zielsetzung andererseits mit da­

zu beitragen, daß die Teilung der Ar­

beitnehmerschaft in Organisierte und

Nichtorganisierte (die im Wesen auch

heute schon vorhanden ist) schärfer
zutage tritt und eine wechselseitige

Feindseligkeit fördert, die man besser

vermeiden sollte. Darum wäre es an­
gebracht, auf diesem Wege äußerst

behutsam zu sein und vor allem durch

eine attraktive, konsequente Tarif­

politik und politische Interessenvertre­
tung auf die Nichtorganisierten werbe­

wirksam auszustrahlen. -t



Worum geht es in der EWG-Krise?

Die wirtschaftlichen Differenzen verdecken

politischen Machtkampf zwischen Bonn und Paris

Mit der Aufkündigung der Mitarbeit der französischen Regierung in den Arbeits­

ausschüssen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft befindet sich die EWG in

der schwersten Krise ihrer bisherigen Geschichte. Der Grund war die Unmöglich­

keit, sich über die finanzielle Regelung des Agrarmarktes zu einigen. Ohne die

Verabschiedung der Finanzordnung jedoch erklärte sich Frankreidi nicht mehr in

der Lage, an weiteren Verhandlungen teilzunehmen.

WC und Labour

Mit Mehrheit hat der britische Ge­
werkschaftskongreß TUC eine „frei­
willige Selbstkontrolle" über die Lohn­
forderungen der ihm angeschlossenen
Einzelgewcrkschaften beschlossen. Nach
diesem Beschluß haben die Einzel­
gewerkschaften künftig ihre Lohnfor­
derungen erst einem vom TUC-Kon-
greß gebildeten Schiedsgericht zur Prü­
fung und Genehmigung vorzulegen,
bevor sie ihre Forderungen gegenüber
den Unternehmern vertreten.

Die Mehrheit des TUC-Kongresses
faßte diesen schwerwiegenden Be­
schluß, um der Labour-Regierung die
Durchführung von Maßnahmen zur
Stabilisierung der britischen Wirtschaft
und des Pfundes zu erleichtern.

Die TUC-Gewerkschaften sind Mit­
glied im IBFG, der bisher jeden
Kontakt mit den von ihm als
„Staatsgewerkschaften" bezeichne­
ten Gewerkschaften kommunistisch
regierter Länder ablehnte. Da nun
die Mehrheit des TUC-Kongresses
ganz offensichtlich die gewerk­
schaftliche Aktionsfreiheit den In­
teressen der Regierungspolitik un­
terordnete, werden da die TUC-
Gewerkschaften aus dem IBFG ex­
kommuniziert werden?

Der Mehrheitsbeschluß des TUC-Kon­
gresses kam allerdings unter dem sehr
massiven Druck der Regierung Wilson
zustande, deren Wirtschaflsminister
Brown den englischen Gewerkschaften
kategorisch erklärte: Wenn ihr nicht
freiwillig meine Politik unterstützt,
dann muß die Regierung sie mit Ge­
setzen gegen euch durchsetzen. Die
Labour-Parly kann nur die Wirtschafts­
misere in Großbritannien beenden,
wenn es gelingt, die Lohn-Preis-Spirale
zu stoppen. — Wie würde wohl der
IBFG auf die Barrikaden gehen, ver­
suchte der Minister einer kommunisti­
schen Regierung in ähnlicher Weise
einen Gewerksdiaftskongreß zu er­
pressen!

„Lohn-Preis-Spirale", das ist die Ter­
minologie der Unternehmer und ihrer
Parteien. Danach ist zu bezweifeln, ob
es der Labour-Regierung auch ernst
damit ist, die Preise zu stabilisieren.
Das setzt nämlich eine Beschneidung
der Gewinne der Unternehmer und
nicht die Einschränkung der gewerk­
schaftlichen Aktionsfreiheit, sondern
ihre volle wirtschaftliche Mitbestim­
mung voraus. Eine Stabilisierung der
englischen Wirtschaft und des Pfundes
wird nicht erreicht werden ohne Ein­
schränkung der Macht der Großkon­
zerne, der Ausgaben für die Rüstung
und eine kostspielige neokolonialisti­
sche Politik (Malaysia) und mit der
Abhängigkeit vom Dollar.

Weil die bisherige Politik der Labour-
Regierung keine Gewähr für einen
solchen Kurs gibt, besteht wenig Aus­
sicht, daß sich alle dem TUC ange­
schlossenen Gewerkschaften dem Kon­
greßbeschluß beugen werden, -pp-

In der bundesdeutschen Presse wird
das Verhalten Frankreichs so darge­
stellt, als handle es sich um nationale
Engstirnigkeit. Tatsächlich aber stehen
im Vordergrund dieser Krise hand­
greifliche ökonomische Interessen­
gegensätze.

Bekanntlich soll über den Gemein­
samen Markt für Agrarprodukte der
Fortfall der Zölle zwischen den sechs
EWG-Mitgliedsländern und die Her­
stellung eines einheitlichen Preis­
niveaus erreicht werden. Die Agrar-
überschußländer der EWG, vor allen
Dingen Frankreich, würden dabei gün­
stige Absatzmöglichkeiten für ihre
Agrarprodukte zu hohen Preisen in
jenen Ländern der EWG gesichert be­
kommen, die Agrarprodukte einführen
müssen.

Soweit diese Länder, insbesondere
aber die Bundesrepublik, Einfuhren von
Ländern außerhalb der EWG beziehen,
wird dabei die Differenz zwischen dem
niedrigen Weltmarktpreis und dem
hohen EWG-Preis für Agrarprodukte
abgeschöpft. Diese Einnahmen werden
dazu verwendet, den Agrarüberschuß­
ländern innerhalb der EWG bei einem
Export nach dritten Ländern anderer­
seits die Differenz zwischen dem nied­
rigen Weltmarktpreis und dem hohen
EWG-Preis zu vergüten. Das heißt, daß
die Agrarüberschußländer in der EWG
auf Kosten der Zuschußländer ihre
gesamte Ernte zu dem hohen EWG-
Preis verwerten könnten.

Damit ist die Interessenlage klar ge­
zeichnet: Die Zuschußländer helfen
über die sogenannten Abschöpfungs­
beträge die Landwirtschaft der agra­
rischen Uberschußländer finanzieren.
Da Frankreich der Hauptinteressent
dieser Regelung ist, verlangt es eine
diesbezügliche feste Abmachung bis
1970. Zu welchen Konsequenzen diese
Abmachung aber führen kann, zeigt
das Beispiel Italien. Die italienische
Wirlschaftsslruktur hat sich in den
letzten Jahren gewandelt, die Indu­
strieproduktion ist gestiegen und das
Land braucht erhebliche Einfuhren an
Nahrungsmitteln. Daraus ergibt sich,
daß das ärmste Mitgliedsland der
EWG, Italien, zur Subventionierung
der Landwirtschaft eines der wirt­
schaftlich stärksten Länder der EWG,
Frankreich, beizutragen hat.

Mit der weiteren Ausbildung des Ab­
schöpfungssystems würde aber die
EWG über große finanzielle Mittel
verfügen. In wenigen Jahren müßten

diese über jährlich rund 2,3 Milliarden
DM ansteigen, die dann von den EWG-
Organen neu verteilt würden. Das be­
deutet eine erhebliche Stärkung der
EWG-Exekutive. Mit dem Argument,
ein Organ, welches derart hohe Sum­
men zu verwalten habe, bedürfe einer
demokratischen Kontrolle, schlägt die
Verwaltung vor, den supranationalen
Charakter der EWG dadurch zu för­
dern, daß der Straßburger Europarat,
der bisher ein reines Schattendasein
führte, zum Europäischen Parlament
erhoben werden soll, dessen Mitglie­
der in unmittelbarer Wahl in den
EWG-Ländern zu wählen wären.

Dadurch würde die EWG von einer
Wirtschaftsgemeinschaft zu einem
Überstaat mit eigener Finanzhoheit,
eigener Gesetzgebung und eigenem
Parlament. Gegen diese politische
Ausweitung der EWG wendet sich
die französische Regierung. Zwei­
fellos darum, weil sie fürchtet, daß
durch den supranationalen Charak­
ter der EWG die politischen Macht­
verhältnisse in Westeuropa zu­
gunsten eines aggressiven deutschen
Imperialismus verschoben wurden.

Die scheinbar nur wirtschaftlichen Dif­
ferenzen innerhalb der EWG sind also
nichts anderes als der politische Macht­
kampf der beiden großen kapitalisti­
schen Staaten in Europa, Frankreich
und die Bundesrepublik. Diese Gegen­
sätze sind nicht nur außerordentlich
tief, sondern greifen weit über die
EWG hinaus. Die Haltung de Gaulles
ist zwar von französischen Interessen
bestimmt; aber die Bedeutung seiner
Aktivität liegt nicht zuletzt darin, daß
sie sich gegen gewisse politische und
militärische Pläne der USA und der
Bundesrepublik in Europa richtet.

Dr. Tuchtfeldt

Sowjetunion

hat die kürzeste Arbeitszeit

Nach einer UNO-Statistik ist in der
Sowjetunion die 40-Stunden-Wodie
generell verwirklicht. Danach entfällt
auf den Kopf der Beschäftigten in der
gesamten Volkswirtschaft eine Wochen­
arbeitszeit von 39,4 Stunden; das ist
die kürzeste Arbeitszeit der Welt.
Nadi der Statistik stehen die USA mit
40,7 Wochenstunden je Beschäftigten
an zweiter Stelle; es folgen die Bun­
desrepublik mit 43,8 Stunden, die
Schweiz mit 45,4, Frankreidi mit 45,6
und England mit 46,9 Stunden.
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.Illusionen bis in die kleinste Hütte

Freie Lebensgestalfung über Kleinstaktie?

Die Wirklichkeit ist eine ganz andere__

C 9.—16. Oktober

7. Gewerkschaftstag der Gewerk­

schaft der Eisenbahner Deutsch­

lands in Karlsruhe

C 11.-15. Oktober

9. Gewerkschaftstag der Gewerk-

schaftTextil-BekJeidung in Stuttgart

■ 9.—11. November

Bundesangestelltenkonferenz des

DGB in Bad Godesberg

■ 20.—21. November

6.DGB-Jugendkonferenz inMünchen

■ 9.—14. Mai 1966

7. DGB-Kongreß in Berlin

Für Spenden auf das
Postscheckkonto Stuttgart 960 19

verbindlichen Dankl

Die beste Unterstützung der
NACHRICHTEN

ist ein AbonnementI

Armut im Wirtschaftswunderland

Fast zwei Millionen Fürsorgeempfän­

ger gibt es in der Bundesrepublik, wie

das Statistische Bundesamt in einer

Untersuchung auf der Basis von 1963

festgestellt hat. Man könne davon aus­

gehen, heißt es in dem Bericht aus­

drücklich, daß sich dieser Zustand in

den „nächstfolgenden Jahren" nicht

grundlegend ändern werde. Insgesamt

wurden 1,3 Millionen Haushalte mit im

Durchschnitt 1,5 Personen Sozialhilfe­

empfängern ermittelt. Mehr als zwei

Drittel der Betroffenen hatten das

60. Lebensjahr überschritten.

Die Tatsache, daß es sich bei den Für­

sorgeempfängern haptsächlich um

Rentner handelt, deren Altersversor­

gung unzureichend ist, unterstreicht

sehr anschaulich die Forderung des

DGB nach Einführung einer auskömm­

lichen Mindestrente.

Arbeitsaufwand und Produktion

Um Waren im Werte von 1000 DM

herzustellen, wurden im Jahre 1964 im

Gesamtdurchschnitt der Industrie nur

85 Arbeitsstunden benötigt gegenüber

203 Arbeitsstunden im Jahre 1950. Im

einzelnen verringerte sich der Arbeits­

aufwand pro 1000 DM produzierter

Güter im Bergbau von 312 auf 124 Ar­

beitsstunden, in der Feinmechanik und

Optik von 280 auf 117, im Industrie­

zweig Steine und Erden von 262 auf

109, bei der Kunststoffverarbeitung von

240 auf 62, beim Maschinenbau von

233 auf 123, beim Fahrzeugbau von 229

auf 61, in der Eisen- und Stahlindustrie

von 226 auf 118, bei der Elektrotechnik

von 214 auf 98 und in der Textilindu­

strie von 210 auf 98 Stunden.

Der Arbeits- und Sozialminister, Theo­

dor Blank, begründete seinerzeit vor

dem Bundestag das zweite Gesetz zur

Förderung der Vermögensbildung mit

den Sätzen: „Zum freien Menschen ge­

hört Eigentum. Eigentum mindert die

Abhängigkeit von fremden Entschei­

dungen, es weckt und stärkt Verant­

wortungskräfte, es schafft Möglichkei­

ten selbständiger Lebensgestaltung.''

Das heißt aber doch nichts anderes,

als daß nach Blanks Auffassung der

Mensch erst dann frei und unabhängig

ist, wenn er von seinem Vermögen

leben kann und seine Arbeitskraft

nicht verkaufen muß.

Staatliche Förderungsmaßnahmen sol­

len künftig den Arbeitnehmer anregen,

sich über die „Vermögensbildung" in

die heutige Gesellschaft einzuordnen.

Dabei argumentierte Blank, auch in

der DDR würden Fernsehgeräte und

Kühlschränke produziert und die Kon­

sumunterschiede zwischen Ost und

West würden immer geringer. Aber es

blieben die Unterschiede in der Eigen­

tums- und Vermögensbildung.

Diese Unterschiede bestehen darin, daß

in der DDR die Produktionsmittel ge­

sellschaftliches Eigentum geworden

sind, während hier in der Bundesrepu­

blik bei den Arbeitnehmern die Illu­

sion geweckt wird, man könne die Ab­

hängigkeit der Lohn- und Gehalts­

empfänger von den Besitzern der Pro­

duktionsmittel scheibchenweise über

Klein- und Kleinstaktien abbauen.

Wie aussichtslos dieser Weg zu einer

„selbständigen Lebensgestaltung" ist,

wird aus dem Jahresbericht des Spar­

kassenverbandes deutlich. Danach gab

es 1964 rund 37 Millionen Sparkonten

mit einem durchschnittlichen Guthaben

von 1618 DM. Etwa 55 Prozent dieser

Konten hatten jedoch eine Einlage von

weniger als 300 DM, ihr Durchschnitts­

betrag lag bei 80 DM. Aus dem Jahres­

bericht geht ferner hervor, daß der

durchschnittliche Kontenstand von Ar­

beitersparkonten um mehr als ein Drit­

tel unter dem allgemeinen Durchschnitt

lag. Daraus ist zu schließen, daß bei

den Arbeitern ein erheblich größerer

Anteil der Konten Kleinstbeträge auf­

weist. Aber auch hier soll geholfen

werden: Die Bundesregierung hat ver­

fügt, daß die Aklienstückelung bereits

mit einem Nominalwert von 50 DM be­

ginnt, um die Illusion des „Volksaktio­

närs" bis in die letzte Hütte zu tragen.

eg.

„Vermögensbildung''

zu Lasten der Sparbücher

Die unter dem Schlagwort „Vermö­

gensbildung in Arbeitnehmerhand"

durchgeführte VEBA-Privatisierung hat

lediglich zu einer Verschiebung der

Sparguthaben, aber keineswegs zu

Vermögen geführt. Die Stadtsparkasse

Düsseldorf hat jetzt eine Auswertung 
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der VEBA-Aktion veröffentlicht, die

den Erfahrungen auch anderer Geld­

institute entspricht.

Danach wurden in der Düsseldorfer

Stadtsparkasse für 7,6 Millionen DM

VEBA-Aktien gekauft. Für die Bezah­

lung dieser Aktien wurden 3,6 Millio­

nen DM durch die Sparkasse direkt

von den Sparkonten abgebucht. Etwas

über 1 Million DM wurde von den

Girokonten abgebucht, während nur

2,3 Millionen DM bar eingezahlt wur­

den. Die Sparkasse vermutet aber, daß

auch in dieser Zahl ein erheblicher

Prozentsatz von Zeichnern steckt, die

erst am Sparschalter Geld abhoben, um

dann am Effektenschalter die Aktien

zu bezahlen. Die restliche Summe

wurde auf andere Weise bezahlt oder

war bis zum Tag der Auswertung noch

nicht beglichen.

Wenn man nun noch berücksichtigt,

daß nicht wenige VEBA-Aktienkäufer

für den Erwerb der Papiere Kredit auf­

genommen haben, so ergibt sich, daß

nur ein ganz kleiner Prozentsatz von

VEBA-Aktionären in der Lage war, die

üblichen „Notgroschen" aus laufenden

Einnahmen aufzustocken. In der Regel

führte der Erwerb von Kleinaktien

lediglich zu einer Verlagerung der Er­

sparnisse von den Sparbüchern zu den

Wertpapieren.

Zu guter Letzt:

Unmittelbar nach der Wahl berichtete

der vom Parteivorstand der SPD her­
ausgegebene „Oslspiegel“, das Zen­
tralkomitee der illegalen KPD in Ost-

Berlin habe die Deutsche Friedens-
Union endgültig abgeschrieben. Der

KPD-Vorsitzende Max Reimann be­

trachte die DFU als lästigen Konkur­
renten.

Vor der Wahl allerdings las man es

im „Oslspiegel" anders. Da bemühte

sich das fragwürdige SPD-Organ nach­
zuweisen, daß die DFU eine Tarnorga­

nisation der KPD sei, offensichtlich mit
dem Zweck, die DFU zu diffamieren,

was bei dem in der Bundesrepublik
zur Slaatsreligion erhobenen Anti­

kommunismus nicht ohne Erfolg ge­
blieben zu sein scheint.
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